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Geſetz-Sammlung 
für die 9155 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 15. —— 


(Nr. 3730.) Geſetz, betreffend einige Beſtimmungen zur Beſeitigung von Kompetenz⸗Strei 
tigkeiten unter verſchiedenen Gerichten. Vom 2. Mai 1853. 8 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


H. % . 

Die Inſinuation einer Vorladung vor ein Koͤnigliches Gericht, ſowie die 
Vollſtreckung eines von einem Königlichen Gerichte erlaſſenen Urtheils, darf von 
anderen Königlichen Gerichten oder Beamten nicht aus dem Grunde verweigert 
werden, weil jenes Gericht nicht das kompetente fi. J 


H. 2. 

Wenn zwiſchen einem Gerichte im Gebiete des Rheiniſchen Rechts— 
verfahrens und einem anderen Königlichen Gerichte ein poſitiver oder negativer 
Kompetenz Konflikt vorhanden iſt, imgleichen, wenn nach den eſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen die Nothwendigkeit eintritt, eine Sache von einem Gerichte im Ge⸗ 
biete des Rheiniſchen Rechtsverfahrens an ein anderes Koͤnigliches Gericht 
außerhalb dieſes Gebiets, oder umgekehrt, zu verweiſen, oder wenn es ſich darum 
handelt, für Perſonen in beiden Rechtsgebieten einen emeinſchaftlichen Gerichts⸗ 
ſtand zu beſtimmen (Allgemeine Gerichts⸗Ordnung Th. I. Tit. 2. HH. 136 ff.), 
fo ſteht die erforderliche Beſtimmung dem Ober⸗Tribunal zu. a 

In Civilſachen treten dabei der Rheiniſche Senat und einer der uͤbrigen 
Senate, in Strafſachen die Abtheilungen des Senats fur Strafſachen zuſammen. 

Dieſe letztere Vorſchrift findet auch alsdann Anwendung, wenn die Frage: 
ob ein Gericht im Gebiete des Rheiniſchen Rechts oder ein anderes Königliches 
Gericht kompetent ſei, durch die Nichtigkeits⸗Beſchwerde, den Kaſſations⸗Rekurs, 
oder in einem ſonſtigen geſetzlichen Wege zur Entſcheidung des Ober⸗Tribunals 
gelangt. 

H. 3. 

Perſonen, welche außerhalb des Gebietes des Rheiniſchen Rechtsver⸗ 
fahrens in Preußen ihren Wohnſitz haben, koͤnnen auf Grund des Artikels 59. 
Jahrgang 1853. (Nr. 3730-3731.) 26 Ab: 


Ausgegeben zu Berlin den 9. Mai 1853. 
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Abſatz 2. der Rheiniſchen Civilprozeß⸗Ordnung nur kraft einer Ermaͤchtigung 
des Ober⸗Tribunals bei einem Rheiniſchen Gerichte belangt werden, bei Strafe 
der Nichtigkeit der Vorladung. i 
Bei Ertheilung der Ermächtigung kommt die im zweiten Satze des vori— 
gen Paragraphen enthaltene Vorſchrift zur Anwendung. 


$ 4. 

Perſonen, welche außerhalb des Gebietes des Rheiniſchen Rechtsver— 
fahrens in Preußen ihren Wohnſitz haben, koͤnnen nicht auf Grund des Ar⸗ 
tikel 420. der Rheiniſchen Civilprozeß⸗Ordnung bei einem Rheiniſchen Gerichte 
auf Zahlung belangt werden, wenn durch die Uebereinkunft der Parteien ein in 
Preußen außerhalb des Gebiets des Rheiniſchen Rechtsverfahrens belegener 
Ort der Zahlung beſtimmt worden iſt. 

$. 5. 
Die gegenfeitigen Verhaͤltniſſe zwiſchen den Militair⸗- und Civil erichten 


werden durch die Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Geſetzes nicht beruͤhrt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, den 2. Mai 1853. 
(L. S) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. ; 


(Nr. 3731.) Geſetz, betreffend den Anſatz ber Gerichtskoſten und der Gebühren der Rechts⸗ 
anwalte in Unterſuchungsſachen. Vom 3. Mai 1853. 


| Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. ̃ 


verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


H. 4, 
Die gg. 48. bis 59. des Tarifs zum Geſetze vom 10. Mai 1851., und 
die $$: 22. bis 27. des Tarifs zum Geſetze vom 12. Mai 1851. werden auf⸗ 
gehoben und es treten an deren Stelle nachſtehende Beſtimmungen. 


5. 2. 
In allen Unterſuchungsſachen giebt die rechtskraͤftige Entſcheidung den 


Maaßſtab für die Höhe des Anſatzes der Gerichtskoſten, und zwar auch fuͤr die 
vorhergehenden Inſtanzen. Rn 
enn 
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Wenn neben einer Freiheitsſtrafe zugleich auf Geldbuße erkannt iſt, ſo 
wird Behufs des Koſtenanſatzes die der letzteren eventuell ſubſtituirte Freiheits⸗ 
ſtrafe der außerdem erkannten hinzugerechnet. g | 

Iſt nur auf Geldbuße und eventuell dafuͤr eintretende Freiheitsſtrafe er⸗ 
kannt, ſo wird der Koſtenanſatz durch die Höhe der erſteren beſtimmt. 


$. 3. 


Wenn eine Unterſuchung gegen mehrere Angeſchuldigte gerichtet iſt, ſo iſt 
der beſtimmte Tarifſatz von jedem zu einer Strafe Verurtheilten beſonders und 
nach Maaßgabe der gegen ihn erkannten Strafe zu erheben. N 

Nur für die außer den tarifmäßigen Koſtenſaͤtzen noch zum Anſatze kom⸗ 
menden, in dem fuͤnften Abſchnitte des Tarifs zum Geſetze vom 10. Mai 1851. 
verzeichneten Nebenkoſten, haften alle in derjelben Unterſuchung verurtheilten 
Perſonen ſolidariſch, wenn nicht in dem Erkenntniſſe fuͤr einen oder mehrere 
oder alle Verurtheilte etwas Anderes feſtgeſetzt wird. 3 

Dieſe ſolidariſche Verbindlichkeit erſtreckt ſich nicht auf die jeden einzelnen 
Angeſchuldigten oder Verurtheilten treffenden Detentions-, Verpflegungs- und 
Transportkoſten. 


H. 4. 
Kö In einfachen Holzdiebſtahls⸗ und den dieſen gleichgeftellten Sachen wird 
erhoben: ö 
4) wenn die Strafe in contumaciam oder auf ſofortiges Eingeſtaͤndniß 
feſtgeſetzt iſt: 8 x 
a) ſofern die Strafe nicht über 2 Rthlr. oder dreitägiges Gefängniß 
* 


beträgt . > RTV err 3 „ e 85 5 Sgr.; 

b) ſofern die Strafe höher ift, jedoch 5 Rthlr. oder einwoͤchentliches 

Gefaͤngniß nicht uͤberſteigt . .. 0. . 10 Sgr.; 

e) ſofern die Strafe höher iſt, jedoch 10 Rthlr. oder vierzehntaͤgiges 

Gefaͤngniß nicht uͤberſteigt . nenne nee ne 15 Er, 

d) ſofern die Strafe höher iſt, jedoch 20 Rthlr. oder vierwoͤchent⸗ 

liches Gefaͤngniß nicht uͤberſteigt ... en nenn 1 Rthlr.; 

e) ſofern die Strafe hoͤher iſt, jedoch 50 Rthlr. oder ſechswoͤchent⸗ 

liches Gefaͤngniß nicht uͤberſteigt ...... 1 Rthlr. 15 Sgr. 

1) ſofern die Strafe höher iſt ... sen nunner nn 3 Rthlr.; 

2) wenn die Anſchuldigung beſtritten worden iſt, tritt das Doppelte dieſer 
Saͤtze ein. 

$. 5. 


1) In Unterſuchungen wegen Uebertretungen und der nach Artikel XX. 
des Einfuͤhrungsgeſetzes zum Strafgeſetzbuche zur Kompetenz der Polizeirichter 
verwieſenen ſtrafbaren Handlungen werden, wenn es zur muͤndlichen Verhand— 
lung nicht gekommen, vielmehr die Strafe durch erlaſſenes Mandat definitiv 
feftgeftellt worden ift, 

die Säge H. 4. unter 1. angeſetzt. e f 
. 3781.) 26* 2) Wird 
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2) Wird gegen das Mandat Einſpruch erhoben, und dieſer durch Erkennt⸗ 
niß zuruͤckgewieſen (Art. 126. des Geſetzes vom 3. Mai 1852.), ſo iſt fuͤr das 
ganze Verfahren das Doppelte der vorſtehenden Saͤtze zu erheben. 
f $. 6. 
In den im Disziplinar-Verfahren verhandelten Sachen werden nur die im 
fuͤnften Abſchnitte des Tarifs zum Geſetze vom 10. Mai 1851. bezeichneten 
Nebenkoſten und die im F. 14. dieſes Geſetzes erwaͤhnten Auslagen erhoben. 


§. 7. 

A. In allen uͤbrigen, in den §. 4., 5. und 6. nicht erwaͤhnten Unter⸗ 
ſuchungen kommen ohne uͤckſicht darauf, ob das Verfahren vor dem Einzel⸗ 
richter, vor einem Gerichtskollegium oder vor dem Schwurgerichte ſtattgefunden 
hat, zum Anſatze: a 

1) wenn die erkannte Strafe nicht uͤber 2 Rthlr. oder dreitaͤgige Freiheits⸗ 
entziehung beträgt .. „ ur re Winne 1 Rthlr.; 
jedoch mit der Maaßgabe, daß, wenn die Strafe blos in Geldbuße 
beſteht, die zu erhebenden Koſten den Betrag der Strafe nicht uͤber⸗ 

ſteigen duͤrfen; 
2) wenn die Strafe höher ifl, jedoch 5 Rthlr. oder Freiheitsentziehung von 
einer Woche nicht uͤberſteig . nennen 2 Rthlr.; 
3) wenn die Strafe hoͤher iſt, jedoch 10 Rthlr. oder Freiheitsentziehung von 
vierzehn Tagen nicht uͤberſteigt .... , 3. Rthlr.; 
4), wenn die Strafe höher ift, jedoch 20 Rthlr. oder Freiheitsentziehung von 
vier Wochen nicht uͤberſteige 6 Rthlr.; 
5) wenn die Strafe hoͤher iſt, jedoch 50 Rthlr. oder Freiheitsentziehung von 
ſechs Wochen nicht uͤberſteige .. . neuen: 9 Rh 25 
6) wenn die Strafe höher ift, jedoch 100 Rthlr. oder Freiheitsentziehung von 
drei Monaten nicht uͤberſteigg t lnnnennenense 15 Rthlr.; 
7) wenn die Strafe höher iſt, jedoch 200 Rthlr. oder Freiheitsentziehung von 
ſechs Monaten nicht überſteigt Mae ene . in. 20 Rthlr.; 
8) wenn die Strafe höher ift, jedoch 300 Rthlr. oder Freiheitsentziehung von 
einem Jahre nicht uͤberſteigt 25 Rthlr.; 
9) wenn die Strafe höher ift, jedoch 500 Rthlr. oder Freiheitsentziehung von 
zwei Jahren nicht überſteigt ... . „4 4 4 tn en 30 Rthlr.; 
10) wenn die Strafe höher iſt, jedoch 1000 Rthlr. oder Freiheitsentziehung 
von drei Jahren nicht uͤberſteigt ..... . . . . rer, 40 Rthlr.; 
11) wenn die Strafe in einer noch höheren Geldbuße oder Freiheitsentziehung 
beſteht, letztere aber zehn Jahre nicht uͤberſteigt .. +++ 60 Rthlr.; 
12) wenn auf eine ſchwerere Strafe erkannt iſt e. r* 100 Rthlr. 

B. In Unterſuchungen wegen der nach Art. XX. des Einfuͤhrungs⸗ 
geſetzes zum Strafgeſetzbuche zur Kompetenz der Polizeirichter verwieſenen ſtraf⸗ 
baren Handlungen iſt der hoͤchſte Koſtenſag ......- F. Den 15 Rthlr. 


+ 


$. 8. 
In den höheren Inſtanzen find folgende Saͤtze zu erheben: 
1) in der Rekurs⸗Inſtanz, | 

a) wenn 


ö 


a) wenn es zum mündlichen Verfahren gekommen iſt, die doppel⸗ 
ten Beträge der Sätze H. 4. Nr. 1., jedoch nicht unter 15 Sgr. 
und nicht uͤber 5 Rthlr.; f 

b) wenn der Rekurs ohne muͤndliches Verfahren als unbegruͤndet 
zuruͤckgewieſen iſt, die Sätze $. 4. unter 1., jedoch nicht unter 
10 Sgr. und nicht über 2 Rthlr. 15 Sgr.; 


2) in der Appellationd= und Nichtigkeitsbeſchwerde-Inſtanz, wenn es zum 
muͤndlichen Verfahren gekommen iſt, die Haͤlfte der H. 7. vorgeſchriebenen 
Säge, jedoch nicht unter 2 Rthlr.; 

3) im Falle des Art. 129. des Geſetzes vom 3. Mai 1852. iſt der Juſtiz⸗ 
miniſter berechtigt, diejenigen Koſten, welche in Folge der Beſchwerde 
oder der Nichtigkeitsbeſchwerde entſtanden und dem Beſchuldigten zur 

Laſt gelegt worden ſind, ganz oder theilweiſe niederzuſchlagen. 


2 F. 9. 

1) Für die einfache Zuruͤckweiſung eines angemeldeten Rechtsmittels in 
erfter oder höherer Inſtanz, oder eines angebrachten Reſtitutionsgeſuchs oder 
Einſpruchs, inſofern nicht auf eingelegte Beſchwerde die Zulaſſung angeordnet 
wird, — ingleichen bei erfolgter Zurücknahme eines Rechtsmittels, nachdem aus 
i deſſelben der Richter erſter Inſtanz bereits verfügt hat, werden 
erhoben: 5 


1) in den Fällen der $$. 4. und 88 5 Sgr., 
9) in den Fallen bes . . 83 
nter 1. bis! 80 4 27 18 10 
b) „ . nennen 20 
rf ANA EEE, 1 Rthlr., 

d) 11. und 122 4„ 23 


2) Wenn die Beſchwerde wegen Zuruͤckweiſung eines Rechtsmittels oder 
Einſpruchs in hoͤherer Inſtanz verworfen, oder ein Rechtsmittel erſt zuruͤckge⸗ 
nommen wird, nachdem der Richter höherer Inſtanz in der Sache bereits ver⸗ 
fügt, jedoch noch nicht muͤndlich verhandelt hat, jo kommt das Doppelte der 
vorſtehenden Saͤtze zum Anſatz, in Rekursſachen jedoch nicht mehr als 10 Sgr. 
3) Für Beſcheide in höherer Inſtanz auf andere unbegründet befundene 
Beſchwerden in Strafſachen werden in den vor dem Einzelrichter verhandelten 
Sachen 5 Sgr., ſonſt ohne Unterſchied 10 Sgr. angeſetzt. 
b $. 10. | 
Für einen durch Schuld der Parteien oder Zeugen vereitelten Termin 
werden von dem ſchuldigen Theile beſonders erhoben: 
1) in den Faͤllen des H. 4. . u l 5 Sgr., 
2) in anderen Fällen, wenn der Termin angeſtanden hat, 
a) vor dem e oder Einzelrichter .. 15 Sgr., 
p) vor einem Gerichtskollegium «ne 1 Rihlr., 
c) vor einem Schwurgericht... .. . .... 2 Rrihlr. 
(Nr. 3731.) §. 11. 


2. 


Ä 6. 11. 

Wird das Reſtitutionsgeſuch zugelaffen, fo wird für die neuen Verhand— 
lungen nach denſelben Beſtimmungen, welche für das erſte Verfahren gelten, 
liquidirt. Erfolgt auf Grund derſelben eine Freiſprechung, ſo ſind dem Frei⸗ 
e die etwa fuͤr das erſte Verfahren von ihm erhobenen Koſten und 

aaren Auslagen zu erſtatten. € 


H. 12. 


Die nach den Art. 44. und 65. des Geſetzes vom 3. Mai 1852., be⸗ 
treffend die Zuſaͤtze zur Verordnung vom 3. Januar 1849., dem Angeklagten 
zur Laſt fallenden Koſten des Kontumazialverfahrens werden mit der Haͤlfte 
der Saͤtze des H. 7. nach 1 der in contumaciam erkannten Strafe, 
jedoch mit Beſchraͤnkung auf ein Minimum von 2 Rthlrn., erhoben, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf den Ausfall des in Folge des Einſpruchs ergehenden Erkenntniſſes. 


H. 48; 


Bei einer Leichenbeſichtigung werden, wenn ſich Feine Spuren einer durch 
die Schuld eines Dritten erfolgten 1 ergeben, nur die baaren Auslagen 
aus dem Nachlaſſe des Verſtorbenen erhoben. 


F. 14. 


Detentions⸗, Verpflegungs- und Transportkoſten ſind nach den beſonde⸗ 
ren dafuͤr gegebenen Beſtimmungen zu berechnen. ö 


$. 15. 


Die Gebühren der Rechtsanwalte als Vertheidiger in Unterſuchungs⸗ 
ſachen werden beſtimmt durch die Art der ſtrafbaren Handlung, wegen welcher 
die Unterſuchung eingeleitet worden iſt, mit Rückſicht auf die hoͤchſte im Geſetze 
dafür angedrohte Strafe. 

Die Gebührenfäge werden hiernach, wie folgt, feſtgeſtellt: 

A. Für die Vertheidigung in erſter Inſtanz können liquidirt werden: 
1) in einfachen Holzdiebſtahls⸗ und den dieſen gleichgeſtellten gr 
15 Sgr. 


5 


8 Rthlr.; 
wenn aber die Unterſuchung wegen eines Verbrechens oder wegen eines 
mit hoͤherer Strafe als 200 Rthlr. Geldbuße oder ſechs monatlicher Frei⸗ 
heitsentziehung bedroheten Vergehens eröffnet iſt .... 5 Rrhlr.; 

J) in den zur Zuftändigkeit der chwurgerichte gehörenden Sachen 

* age 10 Rrhlr.; 
wenn 
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wenn aber der Anklagebeſchluß auf ein mit ſchwererer Strafe als zehn⸗ 
jaͤhriger Freiheitsſtrafe bedrohtes Verbrechen gerichtet iſt.. 20 Rthlr.; 
5) außerdem, wenn ſich die Dauer der Verhandlung vor dem Schwurgerichte 
in einer Sache uber zwei Tage hinaus erſtreckt, für jeden folgenden Tag, 
an welchem der Rechtsanwalt als Vertheidiger beſchaͤftigt geweſen iſt 
2 4 2 Rthlr. 15 Sgr.; 
6) in Disziplinar-Unterſuchungen, wenn der Antrag gerichtet iſt: 


a) auf Warnung, Verweis oder Arreſt 7 2 Rthlr., 
b) auf Geldbuße oder Entziehung des Dienſteinkommens für einen be⸗ 

ſtimmten Zeitraund 4444 5 Rthlr., 
c) auf Strafverſetzung oder Amtsſuspenſioa - 8 Rthlr., 
d) auf Dienſtentlaſſun———— „ 4„„% 10 Rthlr. 


B. In höherer Inſtanz find dieſelben Saͤtze zu liguidiren, jedoch in den 
Faͤllen zu K. 3., 4. und 6., wenn der Angeſchuldigte das Rechtsmittel ergrif⸗ 
+ hat, nur nach Maaßgabe der in der früheren Inſtanz wirklich erkannten 

trafe. ** 

Der geringſte Satz für einen bei dem Ober⸗Tribunale fungirenden Rechts⸗ 
anwalt iſt in allen Faͤllennn .... 5 Rthlr. 


C. Die Saͤtze zu A. 2. und 3. und zu B. kommen auch zur Anwen⸗ 
dung, wenn der Rechtsanwalt den Fiskus bei Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle in dem Ver⸗ 
fahren nach Artikel 140. des Geſetzes vom 3. ai 1852. vertritt. 


D. Iſt blos die Rekurs⸗, Appellations⸗ oder Nichtigkeits⸗Beſchwerde⸗ 
ſchrift oder deren Beantwortung, in den Fällen zu A. 6. die ſchriftliche Recht⸗ 
fertigung der Berufung oder die Gegenſchrift — angefertigt worden, ſo koͤnnen 
in den Faͤllen zu K. 1. und 2. 15 Sgr., in den Faͤllen zu A. 3., 4. und 6. 
die halben daſelbſt beſtimmten Säge liquidirt werden. 

Eben ſoviel iſt für Begnadigungs- und Reſſtitutionsgeſuche zulaͤſſig. 


E. Für die Anfertigung einer Beſchwerdeſchrift koͤnnen 15 Sgr. liqui⸗ 
dirt werden. 

Außer den vorſtehenden Gebührenfägen find nur etwai e Reiſekoſten und 
Diaͤten und wirkliche baare Auslagen, nicht aber irgend welche andere Gebuͤh⸗ 
ren, namentlich auch nicht Schreibgebuͤhren, in Anfag zu bringen. 


$. 16. 


Bei denjenigen Liquidationen von Gerichtskoſten, welche von den Zah⸗ 
lungspflichtigen bereits berichtigt find, behält es fein Bewenden. 

Dagegen müffen alle noch nicht bezahlten Liquidationen nach den durch 
dieſes Geſetz ertheilten Vorſchriften, inſoweit danach eine Grmäßigung eintritt, 
geändert werden, jedoch findet bei theilweiſe erfolgter Zahlung eine Erſtattung 
des etwa uͤberſchießenden Betrages nicht Statt. 

(Fr. 3788732) Ruͤck⸗ 
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Nuͤckſichtlich der Gebühren der Rechtsanwalte kommen fuͤr alle bis zur 
Publikation des gegenwaͤrtigen Geſetzes beendigten Geſchaͤfte die fruͤheren Geſetze 
zur Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, den 3. Mai 1853, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
a v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


(Nr. 3732.) Geſetz, betreffend das Verfahren wegen einfachen Diebſtahls und einfacher 
Hehlerei im wiederholten Ruͤckfalle, im Bezirke des Rheiniſchen Appellations- 
gerichtshofes zu Köln. Vom 4. Mai 1853. i 8 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
| Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 

Im Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofez zu Koln iſt das 
Hauptverfahren wegen einfachen Diebſtahls und einfacher Hehlerei im wieder⸗ 
holten Ruͤckfalle ($. 219. Nr. I. und H. 240. Nr. 1. des Strafgeſetzbuchs), 
ſofern mildernde Umſtände vorhanden ſind, durch den Anklageſenat an das 
Zuchtpolizeigericht zu verweiſen, welches ſich blos aus dem Grunde, daß keine 
mildernde Umſtaͤnde vorhanden ſeien, nicht inkompetent erklären darf. 

Cs tritt alsdann Gefaͤngnißſtrafe nicht unter ſechs Monate ein und iſt 
zugleich auf zeitige Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte, 
ſowie auf Stellung unter Polizeiaufſicht zu erkennen. | 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 8 
Gegeben Potsdam, den 4. Mai 1853. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


Redigirt im Bürcau bes Staats⸗Miniſteriums. 


— JM 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


